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Stadt Nidda, Kernstadt 
 

Bebauungsplan Nr. N 31  

„Gewerbe- und Industriepark Nidda-Sud“ 

 

 
 
 
 
Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligungen gem. § 3 
Abs. 1 BauGB und der Beteiligungen der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Anregungen 
 
 
Nidda, den  15.04.2026 

zuletzt geändert:  10.08.2026 
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Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
 
Stellungnahmen ohne Anregungen 

Bundesamt für Infrastruktur der Bundewehr (12.02.2026) 
Gemeindevorstand Echzell (13.02.2026) 
IHK Gießen-Friedberg (16.06.2026) 
Kampfmittelräumdienst des Landes Hessen (09.03.2026) 
Oberhessengas Netz GmbH (02.02.2026) 
 
Stellungnahmen mit Anregungen 

Abwasserverband Oberhessen AVOH (17.02.2026) 
Amt für Bodenmanagement Büdingen (04.02.2026) 
Deutsche Bahn AG - DB Immobilien (18.03.2026) 
Eisenbahn-Bundesamt (23.02.2026) 
Hessen Archäologie (16.03.2026) 
Hessen Mobil (20.03.2026) 
Kreisausschuss des Wetteraukreis (17.03.2026) 
Naturschutzverbände (19.03.2026) 
OVAG Netz AG (17.03.2026) 
Regierungspräsidium Darmstadt (19.03.2026) 
Regionalverband FrankfurtRheinMain (09.03.2026) 
RMV GmbH (15.03.2026) 
 
Beteiligung des Ortsbeirates  

Ortsbeirat Nidda (24.11.2025 und 11.12.2025) 
 
Beteiligung der Öffentlichkeit  

Aus der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung: 
 
Entwurfsbeschluss  
 
(1) Die in der Anlage befindlichen Beschlussempfehlungen zu den im Rahmen der Be-
teiligungen der Behörden und der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 BauGB und des 
Ortsbeirates eingegangenen Anregungen werden nach ausführlicher Diskussion als 
Stellungnahmen der Stadt Nidda beschlossen. 
 
(2) Der Bebauungsplan wird als Entwurf zur Offenlage gem. § 3 Abs. 2 BauGB beschlos-
sen.   
 
(3) Der Entwurf des Bebauungsplanes einschließlich Begründung wird gem. § 3 Abs. 2 
BauGB zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt. Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sind von der Auslegung zu informieren. 
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1. 
 
2. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abwasserverband Oberhessen AVOH (17.02.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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1.: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
zu 2.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Für das Gelände der Kläranlage wurde 2008 der Bebauungsplan N 26.1 „Industriegebiet 
Auf der Breit und Kläranlage Nidda“ aufgestellt. Der Bebauungsplan Nr. N 26.1 weist 
teilweise Industriegebiet i.S. § 9 BauVNO und teilweise Fläche für die Abwasserbeseiti-
gung aus.  
 
Die östliche Industriegebietsfläche GI fließt in den räumlichen Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Nr. N 31 „Gewerbe- und Industriepark Nidda-Süd“ ein. Die Ausweisung 
als Industriegebiet wird beibehalten.  
Bei der nördlichen langgestreckten Industriegebietsfläche handelt es sich um das An-
schlussgleis. Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 31 „Gewerbe- und 
Industriepark an der K 196“ 2016 sollte die für den Fahrtrichtungswechsel benötige Flä-
che bis an die Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes N 26.1 
verlängert werden. Hier wird das GI in eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft umgewidmet.  
 
Bei der Fläche für die Abwasserbeseitigung handelt es sich um kein Baugebiet i.S. der 
BauNVO. Das Maß der baulichen Nutzung und die überbaubaren Grundstücksflächen 
ergeben sich aus der festgesetzten Art der baulichen Nutzung. Es handelt sich zwar um 
keinen Außenbereich i.S. § 35 BauGB, aber die Festsetzung bedeutet für den Abwas-
serverband auch keine Einschränkung. Sollte der AVOH zukünftig bauliche Maßnahmen 
vornehmen oder aufgrund geänderter rechtlicher Vorgaben vornehmen müssen, die 
über die Grenzen der ausgewiesenen Fläche für die Abwasserbeseitigung hinausgehen, 
werden die städtischen Gremien darüber befinden, ob der Bebauungsplan Nr. N 26.1 
aufgehoben oder geändert wird.  
Das vorliegende Bauleitplanverfahren ist hiervon nicht betroffen: Die Erweiterung der 
Kläranlage vorzubereiten ist kein Ziel der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. N 31 
„Gewerbe- und Industriepark Nidda-Süd“ 
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1. 
 
 
 
2. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Amt für Bodenmanagement Büdingen (04.02.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. und 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
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1. 
 
 
 
 
 
2. 

 
 
 
 
 
 
 

Deutsche Bahn AG - DB Immobilien (18.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
 
Der von der DB InfraGO AG angefragte Streckenabschnitt liegt nicht im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. N 31 (vgl. Karte Seite 10).  
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
 
5. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Antrag auf Freistellung von Bahnbetriebszwecken nach § 23 des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes (AEG) für den im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
liegenden Abschnitt des ehem. Gleisanschlusses wurde vom Regierungspräsidium 
Darmstadt am 20.07.2026 genehmigt (Az. 0029-III 33.1-66.d.30.04-00030#2026). Damit 
kann das Bauleitplanverfahren unverändert fortgeführt werden. 
 
zu 3, 4 und 5.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Ein weiterführender Handlungsbedarf besteht für die vorliegenden Abwägungsprozess 
nicht, da der Bebauungsplan Nr. N 31 das Ziel verfolgt, den bisherigen Gleisanschluss 
in dem im räumlichen Geltungsbereich liegenden Abschnitt aufzuheben und auf dem 
freiwerdenden Flächen eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden Natur und Landschaft auszuweisen. 
Der Betrieb auf der Bahnstrecke 3741 bedarf vorliegend keiner Begutachtung, da der 
Bebauungsplan Nr. N 31 Industriegebiet i.S. § 9 BauNVO ausweist, für das die hier 
einschlägige DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ keine Orientierungswerte vorgibt. 
Festsetzungen gegen Einwirkungen aus dem Bahnbetrieb sind nicht erforderlich. 
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6. 
 
 
 
7. 
8. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zu 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 7.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 8.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Für die Erteilung von Baugenehmigungen ist die Kreisbauaufsicht zuständig. Es obliegt 
damit dem Wetteraukreis in eigenem Ermessen, wann der die Deutsche Bahn AG - DB 
Immobilien an Baugenehmigungsverfahren beteiligt. 
Die Stadt Nidda ist hier nicht angesprochen, insbesondere, da es entlang von Bahnstre-
cken keine gesetzlichen Mindestabstände (vergleichbar den Bauverbotszonen aus den 
Straßengesetzen) gibt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Seite 10: Anlage zur Stellungnahme der Deutsche Bahn AG - DB Immobilien, zur bes-
seren Lesbarkeit wurde der Mittelteil der Karte herausgeschnitten und Eintragungen er-
gänzt. 
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Rote Linie: Streckenabschnitt 
DB InfraGO AG 

Rote Umrandung: Räumlicher 
Geltungsbereich Bebauungs-

plan 
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1. 
 
 
 
 
 
 

Eisenbahn-Bundesamt (23.02.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

3. 
 
 
 
 
 

4.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Eine Erweiterung des räumlichen Geltungsbereiches ist nicht vorgesehen. 
 
zu 4.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Zuständig ist das Regierungspräsidium Darmstadt, Dezernat III 33.1 - Verkehrsinfra-
struktur Straße und Schiene – Landeseisenbahnaufsicht.  
Der Antrag auf Freistellung von Bahnbetriebszwecken nach § 23 des Allgemeinen Ei-
senbahngesetzes (AEG) wurde vom Regierungspräsidium Darmstadt am 20.07.2026 
genehmigt (Az. 0029-III 33.1-66.d.30.04-00030#2026). Damit kann das Bauleitplanver-
fahren unverändert fortgeführt werden. 
 
zu 5.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Deutsche Bahn AB - DB Immobilien ist bereits an dem Bauleitplanverfahren beteiligt. 
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1. 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
 
 
3. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hessen Archäologie (16.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 3.: Der Hinweise wird zur Kenntnis genommen. 
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Sehr geehrter Herr Fischer, sehr geehrte Damen und Herren, 

zur Aufstellung des o.g. Bebauungsplan nimmt Hessen Mobil wie folgt Stellung: 

Die verkehrliche Erschließung ist bereits durch eine bestehende Anbindung mit Links-
abbiegestreifen von der Kreisstraße K 196 aus gesichert. Somit werden keine Anregun-
gen oder etwa Bedenken aus Sicht der verkehrlichen Erschließung vorgebracht. Das 
Gewerbe- und Industriegebiet existiert bereits seit Jahren im Bestand und ist verkehrlich 
leistungsfähig erschlossen.  

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes für den südwestlichen Teil geht es um die 
Emissionskontingentierung zwischen dem Gewerbe- und Industriegebiet und dem be-
stehenden Allgemeinen Wohngebiet „Im Pflanzgarten und Abellstraße". Hierdurch soll 
der Schutzstatus als „Allgemeines Wohngebiet" zukünftig gewährleistet werden.  

Immissionsschutzforderungen können gegenüber dem Straßenbaulastträger Wetterau-
kreis für die K 196 nicht geltend gemacht werden, auch nicht gegen Hessen Mobil als 
Auftragsverwaltung für die betroffene Kreisstraße K 196 des Wetteraukreises.  

Ansonsten bestehen keine weiteren Anregungen, Hinweise oder etwa Bedenken gegen 
die Aufstellung des Bebauungsplanes. 

Für eventuelle Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich zur Verfügung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Hessen Mobil (20.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Forderungen auf Maßnahmen zum Schutz vor Straßenverkehrslärm werden weder ge-
genüber Hessen Mobil noch gegenüber dem Straßenbaulastträger geltend gemacht. 
 
zu 3.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
  

1. 

2. 

3. 
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1. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

Kreisausschuss des Wetteraukreis (17.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
  



N 31 - Seite 16 

 
 

2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Seitens der Stadt Nidda können anhand von vor Ort erfolgten Ermittlungen zur Verfü-
gung gestellt werden (Schreiben der Stadtwerke Nidda vom 19.07.2018, Az. 025.810): 
  

− Trinkwasserleitung: 78 m³/h 
− Nidda (Saugschacht): 180 m³/h 
− Nidda (Saugstelle) 100 m³/h 

 
Der Erlaubnisbescheid für die Entnahme von Löschwasser aus der Nidda liegt vor (Re-
gierungspräsidium Darmstadt, 25.11.2019, Az. IV/F 41.4 79 f 12/01 (440) Nidda).  
 
Die Löschwasserversorgung ist damit in dem geforderten Umfang sichergestellt. 
 
Bei der inneren (privaten) Erschließung wird die Fachstelle 2.3.6 „Brandschutz“ frühzei-
tig beteiligt. 
 
zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bebauungsplan sieht zwar keinen Bau öffentlicher Straßen vor, die innere Erschlie-
ßung des Industriegebietes wird aber so ausgelegt, dass sie auch von Feuerwehr- und 
sonstigen Rettungsfahrzeugen befahren werden kann. 
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4. 
 
 
 
 
 

 
5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. 
 
 
 
 
7. 
 
8. 
 
 
 
9. 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 4., 5. und 6.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
zu 7.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 8.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
Die Maßnahmen werden in Abstimmung mit der UNB konkretisiert. 
 
zu 9.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Ihr wird in Abstimmung mit der Stadt Nidda und der UNB gefolgt. 
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10. 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
12. 
 
 
12.1 
 
12.2 
 
 
12.3. 
 
 
 
 
 
13. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 10., 11. und 12.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
zu 12.1: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 12.2: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Bezeichnung in der Legende wird korrigiert. 
 
zu 12.3: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Die Übernahme käme einer Änderung des Bebauungsplanes Nr. N 26.1 gleich. Eine 
solche Änderung ist nicht vorgesehen. Die Bauverwaltung wird Personen, die den Be-
bauungsplan Nr. N 26.1 einsehen wollen, allerdings darauf hinweisen, dass der Bebau-
ungsplanes Nr. N 26.1 tlw. durch den Bebauungsplan Nr. 31 überlagert und damit er-
setzt worden ist (sobald der Bebauungsplan Nr. N 31 in Kraft getreten ist). 
 
zu 13.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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1. 
 
 
 
2. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

Naturschutzverbände (19.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Dem Thema „Altlastenverdachtsflächen und Bodenverunreinigungen“ ist in der Begrün-
dung ein eigenes Kapitel gewidmet. Hier sind nicht nur die durchgeführten Untersuchun-
gen aufgelistet, die selbstredend auch mögliche Verunreinigungen des ehemaligen Sä-
gewerkes beinhalten, sondern es wird auch darauf hingewiesen, dass die Bauaufsicht 
Baugenehmigungen erst dann erteilen darf, wenn das Regierungspräsidium Darmstadt, 
das für den Vollzug des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und des Hessi-
schen Altlasten- und Bodenschutzgesetzes (HAltBodSchG) zuständig ist, die Freigabe 
erteilt hat.  
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1. 
 
 
2. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

OVAG Netz GmbH (17.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Zu der angesprochenen Stellungnahme wird auf die folgenden Seiten verwiesen. 
 
zu 2.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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1. 
 
 
 
 

2. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

OVAG Netz AG (02.03.2015) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. und 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Situation 2015 entspricht nicht mehr den aktuellen Gegebenheiten, denn das Netz 
wurde seit 2015 ausgebaut. Daher wird die Anlage hier auch nicht abgebildet. Im Übri-
gen werden auch die weiteren Entwicklungen mit der OVAG Netz AG abgestimmt. Eine 
Festsetzung von Schutz- und Arbeitsstreifen entlang der Kabelleitungen im Bebauungs-
plan ist daher nicht erforderlich.  
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
zu 3.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
Die ovag Netz AG wird frühzeitig involviert. 
 
zu 4.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
Die Grundstückseigentümerin wird die ovag Netz AG über die jeweiligen Ansprechpart-
ner informieren, sobald die nächsten Erschließungsabschnitte feststehen. 
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Regierungspräsidium Darmstadt (19.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
vgl. Seite 24 ff. 
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1. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
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3. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. 
 
 
 
 
 
5. 
 
 
6. 

 
 
 
 
zu 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Der Antrag auf Freistellung ist gestellt. Die Stadt Nidda geht davon aus, dass dem An-
trag bis zu dem für die Abwägung maßgeblichen Zeitpunkt, dem Satzungsbeschluss, 
entsprochen hat. 
 
zu 3.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Hessen Mobil ist auch an dem Bauleitplanverfahren beteiligt. 
 
zu 4.: Der Anregung wird gefolgt.  
 
Die Arbeitshilfe ist bekannt und wurde in dem vorliegend erforderlichen Umfang berück-
sichtigt.  
 
zu 5.: Die Bedenken werden zurückgewiesen. 
 
Die Wasserversorgung ist bereits vorhanden. Seitens der Stadt Nidda können anhand 
von vor Ort erfolgten Ermittlungen zur Verfügung gestellt werden (Schreiben der Stadt-
werke Nidda vom 19.07.2018, Az. 025.810): 
  

− Trinkwasserleitung: 78 m³/h 
− Nidda (Saugschacht): 180 m³/h 
− Nidda (Saugstelle) 100 m³/h 

 
Der Erlaubnisbescheid für die Entnahme von Löschwasser aus der Nidda liegt vor (Re-
gierungspräsidium Darmstadt, 25.11.2019, Az. IV/F 41.4 79 f 12/01 (440) Nidda).  
Die Trink- und Löschwasserversorgung ist damit in ausreichendem Umfang sicherge-
stellt. 
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7. 
 
 
 
 
 
 
8. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

zu 6.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Wesentlich ist der erste Satz der Stellungnahme: Die planaufstellende Kommune hat in 
eigener Verantwortung sicherzustellen, dass die Versorgungssicherheit der öffentlichen 
Wasserversorgung dauerhaft für die künftige Bebauung gewährleistet ist.  
Die Wasserversorgung in Nidda erfolgt durch die Stadt Nidda und die OVAG. Eine Was-
sermangelsituation ist nicht bekannt.  
Der Wasserbedarf ist auch im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. N 
31 abhängig von den sich ansiedelnden Gewerbe- und Industriebetrieben und deren 
spezifischer Nachfrage. Der Bedarf ist derzeit noch nicht bekannt. Den Forderungen („es 
ist der Nachweis zu erbringen“) kann daher realistischerweise nicht nachgekommen 
werden. Eine solch differenzierter Nachweis ist aber auch nicht erforderlich, da es sich 
um die Umwidmung einer im Hinblick auf die Medien grundsätzlich erschlossenen In-
dustriebrache handelt.   
Würde die Stadt Nidda als Plangeberin die Wasserversorgung nicht sicherstellen, wäre 
der Standort nicht erschlossen, Baugenehmigungen dürften nicht erteilt werden. 
Daneben weist der Bebauungsplan auf § 37 Abs. 4 HWG hin (Abwasser, insbesondere 
Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, wenn 
wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen). Der Landes-
gesetzgeber richtet sich hier an die jeweilige Bauherrschaft und die Ebene der Bauge-
nehmigung, auf der der Bedarf und die Substitutionsmöglichkeiten belastbar abge-
schätzt werden können. Für ein Gewerbegebiet und ein Industriegebiet ist dies auf 
Ebene der Bauleitplanung nicht möglich. 
 
zu 7.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Das Gelände war weitgehend versiegelt. Der Bebauungsplan enthält Festsetzungen, die 
dazu beitragen, die Versiegelung von zu befestigenden Flächen zu reduzieren, insbe-
sondere durch die Vorschrift zur wasserdurchlässigen Befestigung von Gehwegen, Ga-
ragen- und Stellplatzzufahrten und Hofflächen i.S. von untergeordneten Nebenanlagen 
sowie von Pkw-Stellplätzen (Stellplatzsatzung der Stadt Nidda). Auf die geltenden ge-
setzlichen Bestimmungen zum Umgang mit unverschmutztem Niederschlagswasser 
wird ergänzend in der Plankarte hingewiesen. 
 
zu 8.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Die Erforderlichkeit eines weiteren Gutachtens besteht nicht. Die in den Jahren seit 2014 
durchgeführten Untersuchungen zeigen, dass eine Versickerung in den Umfang, wie sie 

9. 
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10. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
11. 
 
 
 
 
 
12. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13. 

 
 
für eine Festsetzung notwendig ist, aufgrund der Vornutzung der Konversionsfläche 
nicht darstellbar ist.   
Unverschmutztes Niederschlagswasser kann aber gedrosselt in die Nidda eingeleitet 
werden. Hierfür gibt es bereits zwei genehmigte Einleitestellen (Erlaubnisbescheid Re-
gierungspräsidium Darmstadt, 25.11.2019, Az. IV/F 41.4 79 f 12/01 (440) Nidda). 
 
Dem grundsätzlichen Belang, einer Schonung des Wasserkreislaufes, wird damit Rech-
nung getragen. 
 
zu 9.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 10.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Sie treffen für das Baugebiet Nr. N 31 „Gewerbe- und Industriepark Nidda Süd“ nicht zu.  
Nur der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass die Frage der Gründung auf Ebene 
der Baugenehmigungsebene abzuarbeiten ist. 
 
zu 11.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
Sie werden als Symbol dargestellt. Eine Änderung bei den überbaubaren Grundstücks-
flächen ist nicht erforderlich, da die Messstellen auch innerhalb liegen können und es 
keine gesetzlich normierten Schutzbereiche gibt. 
 
zu 12.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Umweltbericht war bereits Bestandteil der Verfahrensunterlagen zur Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB. Der Text 
der Stellungnahme geht hierauf leider nicht ein. Der Umweltbericht wird vor der Beteili-
gung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 
nochmal durchgesehen und ggf. ergänzt. Maßstab ist hierbei die für eine gerechte Ab-
wägung i.S. § 1 Abs. 7 BauGB notwendigen Untersuchungstiefe.   
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14. 
 
 
 

15. 
 
 
 
 
 
16. 
 
 
 
 
 
17. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
18. 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 13., 14. und 15.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 16.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 17.:  Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Auf den Erlaubnisbescheid von 2019 wurde bereits bei den Ausführungen zu Ziffer 8 
hingewiesen. 
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19. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
20. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 18.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.  
 
zu 19.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
Der Vollständigkeit halber wird darauf hingewiesen, dass ein Großteil der Flächen be-
reits untersucht und freigegeben worden ist. 
 
zu 20.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Stadt Nidda wird das HLNUG auch zukünftig informieren, sobald neue Erkenntnisse 
vorliegen. 
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21. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
22. 
 
 
 
 
 
 
 
23. 
 
 
 
24. 

 
 
 

 
zu 21. Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 22.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der Bebauungsplan weist unter Ziffer 4.2 bereits darauf hin, dass auf dem Gelände ak-
tuell ein Grundwassermonitoring zur Eingrenzung der PAK-Belastungen durchgeführt 
wird. Und weiter:  

Unabhängig davon ist bei allen Baumaßnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfor-
dern, mit dem Antreffen von belastetem Boden zu rechnen. Die entsprechenden Erdar-
beiten sind im Vorfeld mit dem Regierungspräsidium Darmstadt, Abteilung Umwelt 
Frankfurt, Dezernat IV/F 41.5 Bodenschutz abzustimmen und es sind vor Beginn der 
Erdarbeiten Untersuchungen der entsprechenden Bereiche durchzuführen. 
Im Rahmen jeglicher Erdarbeiten auf dem Gelände ist auf organoleptische Auffälligkei-
ten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht einer 
schädlichen Bodenveränderung begründen, sind diese unverzüglich dem Dezernat IV/F 
41.5 mitzuteilen. Maßnahmen, die die Feststellung des Sachverhalts oder die Sanierung 
behindern können, sind bis zur Freigabe durch die zuständige Behörde zu unterlassen. 
Soweit erforderlich ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen. 

Die Begründung zum Bebauungsplan setzt sich mit dem Thema Altlastenverdachtsflä-
chen und Bodenverunreinigungen in einem eigenen Kapitel auseinander.  

Der Umweltbericht setzt sich bereits intensiv mit dem vorsorgenden Bodenschutz aus-
einander und benennt u.a. Maßnahmen zur 

− Vermeidung von Bodenschäden bei Ausbau, Trennung und Zwischenlagerung von 
Böden 

− Vermeidung und Minimierung von Bodenverdichtungen während der Bauphase 
− Vermeidung und Minimierung von Bodenerosion während und nach der Bauphase 
− Wiederherstellung naturnaher Bodenverhältnisse (Rekultivierung) 

Die Sicherung erfolgt im Rahmen der bodenkundlichen Baubegleitung. Die Protokolle 
werden dem Regierungspräsidium Darmstadt jeweils vorgelegt.  

Ein eigenständiges Bodenschutzkonzept als Ergänzung des Umweltberichtes ist damit 
nicht erforderlich. 
 
zu 23.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.  
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25. 
 
 
 
 

26. 
 
 
 
 
 

27. 
 
 
 

28. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
29. 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
zu 24.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 25.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Aufgrund der besonderen Schutzwürdigkeit der Wohnbebauung Abellstraße und Im 
Pflanzgarten werden diese Einschränkungen hingenommen. 
 
zu 26.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Festsetzungen zur Begrenzung des Ziel- und Quellverkehrs sowie dem dauerhaften Er-
halt von Gebäuden finden in dem abschließenden Katalog zulässiger Festsetzungen 
nach § 9 Abs. 1 BauGB keine Rechtsgrundlage.  
Allerdings wurde der Gebäuderiegel umfangreich erneuert, um auch die kommenden 
Jahrzehnte genutzt zu werden. Sollte er zu einem späteren Zeitpunkt baulich so verän-
dert werden, dass er seine Funktion als städtebaulicher Schallschutz nicht mehr vollum-
fänglich wahrnehmen kann, begründet dies nach § 1 Abs. 3 BauGB den Auftrag an die 
Stadt Nidda, den Bebauungsplan ggf. mit neuem Gutachten fortzuschreiben. 
Für die Gewerbeverkehr besteht auch die Option der „rückwärtigen“ Zu- und Abfahrt, 
sobald der Bebauungsplan rechtswirksam geworden und die bestehenden Brachflächen 
neu geordnet sind.  
 
zu 27.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 28.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 29.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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30. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
31. 
 
 
 
 
 
 
32. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 30.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
zu 31.: Der Anregung wird entsprochen. 
 
zu 32.: Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
Der KMRD hat mit Schreiben vom 09.03.2026 mitgeteilt, dass nach Auswertung der dem 
KMRD vorliegenden Luftbilder kein begründeter Verdacht auf Bombenblindgängern be-
steht. Da auch sonstige Erkenntnisse über eine mögliche Munitionsbelastung dieser Flä-
che nicht vorlägen, sei eine systematische Flächenabsuche nicht erforderlich     
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1. 
 
 
 
 
 
 
2. 
 
 
 
 
 
3. 

 
 
 
 

Regionalverband FrankfurtRheinMain (09.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1. und 2.: Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
  
zu 3.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Freistellung ist erfolgt.   
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4. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Die Datenblätter bilden eine wertvolle Hilfe und werden im Entwurf des Umweltberichte-
tes berücksichtigt. Von daher ist eine Wiedergabe an dieser Stelle nicht erforderlich. 
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Bauleitplanung der Stadt Nidda  
Bebauungsplan Nr. N 31 „Gewerbe- und Industriepark Nidda-Süd“ 
Stellungnahme der Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 
 
Sehr geehrter Herr Fischer, 
 
vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Bauleitverfahren der Stadt Nidda. 
Wir weisen darauf hin, dass gemäß dem derzeit in Neuaufstellung befindlichen Regio-
nalplan Südhessen entlang bestehender Bahntrassen räumliche Entwicklungskorridore 
freizuhalten sind. Hintergrund ist, dass der Schienenverkehr – insbesondere im Hinblick 
auf die verkehrs- und strukturpolitischen Zielsetzungen des Landes Hessen – einen we-
sentlichen Beitrag zur ökonomischen Entwicklung und zur Stärkung des Standortes leis-
ten kann. Hierfür ist eine Sicherung für die Modernisierung und der bedarfsgerechte 
Ausbau des Schienennetzes von zentraler Bedeutung. Um einen zukünftigen Ausbau 
des Schienenwegenetzes offen zu halten, ist gemäß Kapitel Z 6.2.2.1 (S. 141) sowie 
der Begründung auf S.147 des Entwurfs 2025 zum Regionalplan Südhessen vorgese-
hen, bei bestehenden Regional-, Nahverkehrs- bzw. S-Bahntrassen beidseitig einen 10 
Meter breiten Streifen als räumlich eng begrenzten Bereich zu definieren. In diesen Be-
reichen sind andere, der Funktion als Schienenstrecke entgegenstehende Nutzungen 
auszuschließen. 
Um einen weiteren Ausbau des Schienenwegenetzes auch zukünftig offen zu halten, ist 
bei den festgelegten Schienenfernverkehrstrassen, Bestand, beidseitig ein zwanzig Me-
ter breiter und den Regional-, Nahverkehrs- bzw. S-Bahntrassen, Bestand, beidseitig 
ein zehn Meter breiter Streifen als räumlich eng begrenzten Bereich definiert, der an-
dere, der Funktion als Schienenstrecke entgegenstehende Raumansprüche aus-
schließt. [Textteil – Entwurf / Vorentwurf 2025 Regionalplan Südhessen und Regionaler 
Flächennutzungsplan für den Ballungsraum Frankfurt/Rhein-Main; Kapitel Z 6.2.2.1; 
S.141].  
Unserer Ansicht nach werden laut der Plankarte des Bebauungsplans Nr. 31 „Gewerbe- 
und Industriepark Nidda Süd“ die Belange berücksichtigt und ein mindestens 10m brei-
ter Korridor zu Bahnstrecke Gießen – Gelnhausen von Bebauung freigehalten.  
 
Zudem ist die Haltestelle „Ludwigstraße“, die zur Erschließung und Anbindung des Plan-
gebietes dient, noch nicht barrierefrei ausgebaut. Wir regen in Bezug auf § 8 (5) BGG 
und § 8 (3) PBefG an, diese barrierefrei auszubauen und mit einem Witterungsschutz 
sowie einer Sitzgelegenheit für die wartenden Fahrgäste auszustatten. Die hierfür not-
wendigen Flächen sollten bei der Aufstellung der Bauleitplanung berücksichtigt werden.  

RMV GmbH (15.03.2026) 
 
Beschlussempfehlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
zu 2.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Haltestelle „Ludwigstraße“ liegt nicht im räumlichen Geltungsbereich des Bebau-
ungsplans ist daher auch nicht Gegenstand der Abwägung. 
Dessen ungeachtet wird die Stadt Nidda den Um- und Ausbau der Haltestelle prüfen. 
 
 
 

1. 

2. 
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Des Weiteren regen wir an, die Zuwegungen und Straßenquerungen barrierefrei zu ge-
stalten. Hinweise zum barrierefreien Ausbau finden Sie im RMV-Maßnahmenplan „Bar-
rierefreie Haltestellen im Busverkehr“ unter nachfolgendem Link: 
https://www.rmv.de/c/de/informationen-zum-rmv/der-rmv/aufgaben-der-rmv-gmbh/ver-
kehrs-und-mobilitaetsplanung [1] Bitte über den Menüpunkt „Maßnahmenplan Barriere-
freie Haltestellen im Busverkehr“ die Datei öffnen. Da im vorliegenden Fall die Bushal-
testelle nicht direkt im Planungsgebiet des Bebauungsplans liegt, aber der Anbindung 
dieses Gebietes dient, bitten wir Sie die Stellungnahme unsererseits und die Hinweise 
zum barrierefreien Ausbau auch an die zuständige Stelle in der Kommune weiterzuge-
ben.  
Wir bitten Sie, unsere Anmerkung zu berücksichtigen, und wünschen für die Umsetzung 
der Planung viel Erfolg.  
 
Freundliche Grüße  
Bereichsleiterin Mobilitätsanforderungen und Rahmenplanung 
 
i.A.  
Bereich Mobilitätsanforderungen und Rahmenplanung 
GB Verkehrs- und Mobilitätsplanung 
_________________________________________________________ 
Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH | Alte Bleiche 7 | 65719 Hofheim/Ts. 
Tel.: 06192/ 294-212 | Mail: toeb_beteiligungsverfahren@rmv.de 
www.rmv.de | 
www.facebook.com/RMVdialog| 
www.instagram.com/rmv 
www.linkedin.com/company/rhein-main-verkehrsverbund-gmbh 
Geschäftsführer und Vorsitzender der Geschäftsführung: Prof. Knut Ringat 
Geschäftsführer: Dr. André Kavai 
Aufsichtsratsvorsitzender: Oberbürgermeister Mike Josef 
Stellv. Vorsitzender: Landrat Ulrich Krebs 
Handelsregister Frankfurt a.M. HRB 34128, USt.-IdNr.: DE 113847810 
Hinweise zur Datenverarbeitung: www.rmv.de/datenschutz 
 
 
 
 
 

 
 
 
zu 2.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Sie ist aber nicht Gegenstand der Abwägung im Zusammenhang mit der Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. N 31 „Gewerbe- und Industriepark Nidda-Süd“. 
 
  

3. 

http://www.rmv.de/datenschutz
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Protokoll Nr. 43 vom 24.11.2025 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ortsbeirat Nidda (24.11.2025) 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Protokoll wird zur Kenntnis genommen. 
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Aus Protokoll Nr. 44 vom 11.12.2025 
 
 
 
NI_25/04.3: Bebauungsplan Nr. N 31 „Gewerbe- und Industriepark Nidda-Süd“, hier: 
Aufstellungsbeschluss und frühzeitige Beteiligung – Fortführung der Beratung  
 
Herr Hick stellte vor das 2017 erstellte B-Plan mit einer Klage seitens eines Anwohners 
belegt wurde. Durch einen gerichtlichen Beschluss musste der B-Plan zurückgenom-
men werden. Seit dem gerichtlichen Beschluss hat sich das angrenzende Gelände ge-
werblich weiterentwickelt.  
Seitens der Fa. Wagner ist der Wunsch da in dem entsprechenden Gelände eine mög-
liche Erweiterung umzusetzen, jedoch mit der Möglichkeit einer Nachtanlieferung. Durch 
eine zusätzliche Zufahrt wäre dies umsetzbar. Durch eine Ausweisung als GI wäre die 
gewünschte Nachtanlieferung unter Einhaltung der Emissionskontingente möglich.  
Der ehemalige Gleisanschluss soll zurückgebaut werden und für Natur und Landschafts-
bau nutzbar gemacht werden. Dadurch wäre ebenso das Risiko einer zusätzlichen 
Emission durch mögliche Bahnanlieferung nicht mehr gegeben. 
Es ist auszuschließen, das auf der besprochenen Fläche ein Logistikstandort entsteht, 
da dies zusätzliche Maßnahmen der Verkehrsanbindung benötigt, was für die hierbe-
sprochene Fläche nicht gegeben ist.  
Das Gelände wird einer reinen Angebotsplanung unterliegen, das bedeutet das zum 
jetzigen Zeitpunkt keine direkte Anfrage vorliegt. Empfehlenswert ist hier bestimmte ”Un-
ternehmenszweige” nach Gewerbeordnung auszuschließen um die Bedenken der an-
sässigen Bürger, das sich bspw. eine ”schmutzige Industrie” sich ansiedelt, zu minimie-
ren.  
Seitens OB besteht der Wunsch das für das Industriegebiet GI II ebenfalls entspre-
chende Emissionsobergrenzen festgelegt werden. Dies sollt entsprechend über den 
Lärmgutachter geprüft werden optional ist jedoch auch das RP im Rahmen der Beteili-
gung nach §4 Abs. BauG anzufragen, ob man in diesem Fall solch eine Festsetzung 
machen kann. Bezüglich der Verkehrslage ist zusagen, dass sofern sich ein Unterneh-
men ansiedeln möchte, welches außerordentlichen Verkehre bewirken würde, müsste 
das Unternehmen ein entsprechendes Verkehrsgutachten vorlegen. Dies ist im entspre-
chenden Fall genehmigungspflichtig. 
Der Ortsbeirat stimmt einstimmig den Anregungen zu. 
 
 
 

Ortsbeirat Nidda (11.12.2025) 
 
Beschlussempfehlung 
 
 
zu 1.: Die Ausführungen werden zur Kenntnis genommen. 
 
Sie werden hiermit bestätigt. 
 
zu 2.: Die Anregung wird nicht entsprochen. 
 
Begründung: Der Begriff „Industriegebiet“ wird vielfach noch mit den „rauchenden Schlo-
ten“ oder wie es der Ortsbeirat formuliert „schmutziger Industrie“ des bis in die 1970er 
Jahre andauernden Industriezeitalters assoziiert. Grundsätzlich dient ein Industriegebiet 
i.S. § 9 BauNVO auch den Betrieben, die aufgrund ihres Störgrades durch Emissionen 
in den sonstigen Baugebieten nach BauNVO unzulässig sind.  
Bis zur Einführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 1974 gab es keine bundes-
einheitlichen Vorschriften zum Immissionsschutz. Seit Einführung des BImSchG und 
dem Erlass der zugehörigen Ausführungsbestimmung, die bekanntesten dürften die 
Technischen Anleitungen TA-Lärm und TA-Luft sein, gibt es eine Aufgabenteilung. Der 
Bebauungsplan bestimmt die Art der baulichen Nutzung. Die Anlagengenehmigung gibt 
die Auflagen vor, die in Abhängigkeit der Schutzwürdigkeit der benachbarten Bebauung, 
einzuhalten sind.  
Dies betrifft nach § 4 BImSchG genehmigungsbedürftige Anlagen ebenso wie nicht ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen, denn auch nicht genehmigungsbedürftige Anlagen i.S. 
§ 22 BImSchG sind so zu errichten und zu betreiben, dass schädliche Umwelteinwirkun-
gen verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind, nach dem 
Stand der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß 
beschränkt werden und die beim Betrieb der Anlagen entstehenden Abfälle ordnungs-
gemäß beseitigt werden können. Bei genehmigungsbedürftigen Anlagen sind je nach 
Größe und Gefährdungspotenzial auch Öffentlichkeitsbeteiligungen durchzuführen (4. 
BImSchV: Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen). 
Für bestimmte Vorhaben sind zudem Prüfungen nach dem Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung von 1990 erforderlich. Je nach Gefährdungsgrad sind dies eine all-
gemeine Vorprüfung des Einzelfalls (§ 7 Abs. 1 Satz 1 UVPG), eine standortbezogene 
Vorprüfung des Einzelfalls (§ 7 Abs. 1 Satz 2 UVPG) oder eine Vollprüfung. Wenn ein 
Vorhaben der UVP-Pflicht unterliegt und die zuständige Behörde erhebliche nachteilige 
Umweltauswirkungen vermutet, ist auch hier eine Öffentlichkeitsbeteiligung notwendig. 

2. 

1. 

3. 

4. 
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Die vorstehenden Sätze verdeutlichen, dass nach den derzeit geltenden fachgesetzli-
chen Rahmenbedingungen auch in einem Industriegebiet i.S. § 9 BauNVO nur Betrieb 
zugelassen werden dürfen, die den Schutzanspruch der benachbarten Wohnbebauung, 
angesprochen sind hier insbesondere die Wohnhäuser Im Pflanzgarten und Abellstraße, 
vollumfänglich gewährleisten.  

zu 3.: Der Anregung wird nicht entsprochen. 

Nach der Rechtsprechung ist eine Emissionskontingentierung nur zulässig, wenn zu-
mindest eine Teilfläche ohne Einschränkung verbleibt. Dass die dem Schutzbedürfnis 
der Wohnbebauung Abellstraße und Im Pflanzgarten nicht abträglich ist, belegt die Stel-
lungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt, Dez. Dezernat IV/F 43.1 – Immissi-
onsschutz vom 19.03.2026:  

„In der Immissionsberechnung des Schalltechnischen Büros A. Pfeifer (Nr. 5962 vom 
21.10.2025) wurden Berechnungen zur Kontingentierung der zulässigen Lärmemissio-
nen nach DIN 45691 für einen Teil der Industriegebietsflächen durchgeführt. Hierbei ist 
die Vorbelastung durch die benachbarten Gewerbebetriebe oder Anlagen berücksichtigt 
worden. 

Bei Einhaltung der Lärmemissionskontingente ist eine Einhaltung der Orientierungs-
werte der DIN 18005 bzw. der zulässigen Immissionsrichtwerte der TA Lärm an den 
maßgeblichen Immissionsorten außerhalb des Plangebiets sichergestellt und es ist da-
von auszugehen, dass die beabsichtigten Planungen mit den vorgesehenen gewerbli-
chen Nutzungen nicht zu Konfliktsituationen mit den bereits vorhandenen schutzbedürf-
tigen Wohnnutzungen führen, die sich in der Nachbarschaft befinden. 
Es wird allerdings darauf hingewiesen, dass aufgrund des geringen Abstands zu den 
schutzbedürftigen Wohnnutzungen in der Nachbarschaft sowohl für den kontingentier-
ten Teil des Industriegebietes als auch für den unkontingentierten Teil mit erheblichen 
Einschränkungen (z. B. hinsichtlich des Nutzungsumfangs und der Nutzungszeiten) zu 
rechnen ist.“ 

Die Ausführungen zeigen, dass der Schutz des Wohnens in der Priorität ganz oben 
steht, auch wenn es zu dessen Wahrung zu Einschränkungen benachbarter Betriebe 
kommt. 

zu 4.: Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. 

Bei Bauanträgen verkehrsintensiver Betriebe wird die Stadtverwaltung den angespro-
chenen gutachterlichen Nachweis der Verträglichkeit einfordern. 


